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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

WEG § 3 Abs. 2
Annexeigentum nach § 3 Abs. 2 WEG an 
Außenstellplätzen

I. Sachverhalt
Der Notar beantragt im Rahmen des Vollzugs einer Tei-
lungserklärung beim Grundbuchamt, das Sondereigen-
tum an einer Wohnung auf einen außerhalb des Ge-
bäudes liegenden Stellplatz als Annex gem. § 3 Abs. 2 
WEG zu erstrecken. Das Grundbuchamt widerspricht 
dem mit der Begründung, dass der Stellplatz als Raum 
gelte (§  3 Abs.  1 S.  2 WEG), daher stets als separate 
Teileigentumseinheit zu buchen sei und die Erstreckung 
des Sondereigentums nur für Flächen gelte, die außer-
halb des Gebäudes liegen.

II. Frage 
Ist es nach dem WEMoG möglich, das Sondereigen-
tum an einer Wohnung auf einen Kfz-Außenstell-
platz zu erstrecken oder muss das Sondereigentum 
an einem Kfz-Außenstellplatz, wie das Grundbuch-
amt meint, immer eine separate Teileigentumseinheit 
bilden?

III. Zur Rechtslage
1. Möglichkeit der Erstreckung von Sondereigentum 
(§ 3 Abs. 2 WEG) auf Stellplätze
§  3 WEG nennt zwei Möglichkeiten zur Begründung 
von Sondereigentum: Gem. § 3 Abs. 1 S. 1 WEG kann 
Sondereigentum an „Räumen“ mit einem Miteigen-
tumsanteil am Grundstück verbunden werden. Dane-
ben kann gem. §  3 Abs. 2 WEG Sondereigentum an 
Räumen auf einen Teil des Grundstücks „erstreckt“ 
werden, sofern das Sondereigentum an den Räumen 
weiterhin die Hauptsache darstellt; dies hat praktisch 
vor allem für Garten- und Freifl ächen Bedeutung. Die 
Einordnung als Annexeigentum stellt dabei sicher, 
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dass die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer von 
Personen freigehalten wird, die nur über eine Frei-
fl äche am Grundstück verfügen, da deren Interessen 
regelmäßig von denen der Raumeigentümer abwei-
chen (BeckOGK-WEG/M. Müller, Std: 1.9.2022, §  3 
Rn. 148).

Stellplätze gelten gem. § 3 Abs. 1 S. 2 WEG als „Räu-
me“, sodass jedenfalls der Weg über die Begründung 
von Sondereigentum an Räumen (§  3 Abs. 1 S. 1 
WEG) möglich ist. Ob der Weg über Annexeigentum 
(§  3 Abs.  2 WEG) auch bei Stellplätzen ermöglicht 
werden sollte, ist den Gesetzgebungsmaterialien nicht 
zu entnehmen. Die Frage wird in der Literatur unter-
schiedlich beantwortet (wohl off en etwa Schneider, in: 
Skauradszun/Elzer/Hinz/Riecke, Die WEG-Reform 
2020/2021, § 3 Rn. 23).

a) Eine Auff assung: Unzulässigkeit des Annexeigen-
tums am Stellplatz
Einige Stellungnahmen in der Literatur gehen – aller-
dings ohne vertiefte Begründung – davon aus, dass für 
Stellplätze der Weg über § 3 Abs. 1 WEG abschließend 
ist, Annexeigentum an Stellplätzen also nicht begründet 
werden kann, da diese als Räume gelten.

In BeckOGK-WEG/M. Müller, § 3 Rn. 160 heißt es:

„Auch bei ebenerdigen Stellplätzen im Freien handelt es 
sich nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch um ‚außer-
halb des Gebäudes liegende Teile des Grundstücks‘. Es stellt 
sich jedoch die Frage, ob das Sondereigentum an Räumen 
auf der Grundlage von Abs. 2 auch auf Stellplätze erstreckt 
werden kann, ob also für die Überführung von Stellplät-
zen in Sondereigentum neben dem Weg über Abs. 1 S. 2 
auch derjenige über Abs. 2 zur Verfügung steht. Die Ge-
setzesmaterialien verhalten sich zu dieser Frage nicht aus-
drücklich. Im Ergebnis wird man davon ausgehen müssen, 
dass die Gestaltungsvariante nach Abs. 2 für Stellplätze 
nicht möglich ist. Nach Abs. 1 S. 2 gelten Stellplätze als 
‚Räume‘, es handelt sich bei ihnen also gerade nicht um 
‚Teile des Grundstücks‘ nur für diese steht jedoch Abs. 2 
bereit.“

Die Stelle fi ndet sich auch fast gleichlautend bei Müller, 
ZWE 2020 445, 448. Ähnlich heißt es bei Hügel/Elzer, 
DNotZ 2021, 3, 5:

„Sondereigentum an Stellplätzen kann zudem nur nach 
§ 3 Abs. 1 Satz 2 WEG und nicht als Sondereigentum an 
Freifl ächen gemäß §  3 Abs. 2 WEG begründet werden, 
weil durch die Fiktion eines Raums für Stellplätze erkenn-
bar nur diese Variante – Begründung von Sondereigentum 
an Räumen – gesetzlich vorgesehen ist.“

b) Gegenauff assung: Zulässigkeit des Annexeigen-
tums an Stellplätzen
Anderer Ansicht ist Köther (in RNotZ 2021, 377, 386 
(Fn. 120)):

„Umgekehrt ist kein Grund dafür ersichtlich, dass zur 
Bildung von Sondereigentumsstellplätzen unter freiem 
Himmel (neben Gemeinschaftseigentum) nur Stellplatz-
eigentum gem. § 3 Abs. 1 S. 2 WEG in Frage käme, nicht 
aber Freifl ächeneigentum gem. § 3 Abs. 2 WEG (so aber 
M. Müller ZWE 2020, 445 [448]).“

Auch Dressler-Berlin führt aus (in Rpfl eger 2021, 193, 
194):

„Ob die Möglichkeit besteht, Stellplätze auf dem Grund-
stück an einzelne Sondereigentumseinheiten im Sinne des 
§ 3 Absatz 2 WEG anzubinden, ist derzeit nicht abschlie-
ßend geklärt. Müller ist der Auff assung, dass Stellplätze am 
Grundstück kein Annexeigentum nach § 3 Absatz 2 WEG 
darstellen können und lediglich Sondereigentum nach § 3 
Absatz 1 Satz 2 WEG begründet werden kann. Die Be-
gründung, wonach es sich bei Stellplätzen gerade nicht 
um Teile des Grundstücks handele, da diese als Räume im 
Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 2 WEG gelten, überzeugt dies-
bezüglich jedoch nicht. Allein durch die Raumfi ktion des 
§ 3 Absatz 1 Satz 2 WEG wird den Stellplätzen an Frei-
fl ächen nicht die Qualität der Grundstücksfreifl äche ge-
nommen. Das deutet zumindest der Gesetzgeber an, wenn 
er ausführt, dass es nicht möglich sei, einen Miteigentums-
anteil ausschließlich mit dem Sondereigentum an einem 
außerhalb des Gebäudes liegenden Teil des Grundstücks zu 
verbinden, jedoch eine Ausnahme lediglich für die Stell-
plätze vorgesehen sei.

Darüber hinaus ist vielmehr zu fragen, ob es nicht einer 
ausdrücklichen, gesetzlichen Anordnung bedurft hätte, 
um Sondereigentum an Freifl ächen separat als selbständi-
ge Einheit zu buchen; der Gesetzgeber geht unter Beru-
fung auf § 3 Absatz 1 Satz 2 WEG von dieser Möglich-
keit selbstverständlich aus, wenngleich diese Option dem 
Gesetz nicht ausdrücklich zu entnehmen ist. § 3 Absatz 1 
Satz  2 WEG erweitert sprachlich lediglich §  3 Absatz  2 
Satz  2 WEG a. F. und somit die Raumeigenschaft hin-
sichtlich aller Stellplätze, wenngleich der Begriff  des Stell-
platzes juristisch unscharf bleibt. Mit § 3 Absatz 1 Satz 2 
WEG ist damit noch nichts darüber gesagt, ob überhaupt 
der Stellplatz auf einem Grundstück als eine selbständi-
ge Einheit gebucht werden kann. Es wäre gut gewesen, 
dieses Regel-Ausnahme-Verhältnis der Eintragung auch 
gesetzestechnisch zum Ausdruck zu bringen. Im Gesetz 
fi ndet sich lediglich in §  3 Absatz 2 WEG eine Rege-
lung zur Buchung von Sondereigentum an Grundstücks-
fl ächen.
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Dann ist es im Ergebnis aber mangels gegenteiliger Rege-
lung auch zulässig, einen Stellplatz am Grundstück nach 
§ 3 Absatz 2 WEG als Annexsondereigentum zu begrün-
den, wenngleich hierunter die Verkehrsfähigkeit leidet.“

Folgt man dieser zweiten Ansicht, würde man §  3 
Abs. 1 S. 2 WEG so lesen, dass Stellplätze auch als Räu-
me i. S. d. § 3 Abs. 1 S. 1 WEG gelten. Dies spräche 
dann nicht dagegen, sie (auch) als Teil des Grundstücks 
i. S. d. § 3 Abs. 2 WEG anzusehen.

Für die auf §  3 Abs.  1 WEG beschränkte Bedeutung 
des § 3 Abs. 1 S. 2 WEG spricht auch seine systema-
tische Stellung. Der Wortlaut des § 3 Abs. 2 WEG er-
laubt unproblematisch eine Subsumtion auch von Stell-
plätzen im Freien. Zwingende systematische Gegenar-
gumente sind nicht ersichtlich. 

c) Relevanz des Meinungsstreits
Es stellt sich jedoch die Frage, welche Rechtsfolgen ein 
nach § 3 Abs. 1 WEG begründetes Sondereigentum im 
Verhältnis zu einem nach § 3 Abs. 2 WEG begründe-
ten hat, insbesondere, ob sich „Annexeigentum“ i. S. d. 
§  3 Abs.  2 WEG nur auf die Voraussetzungen seiner 
Begründung bezieht oder ob es sich darüber hinaus 
um eine besondere Form von Sondereigentum han-
delt. Von Letzterem geht off enbar Müller (BeckOGK-
WEG/M. Müller, § 3 Rn. 160) für den Fall aus, dass 
man – entgegen der dort vertretenen Ansicht – Annex-
eigentum nach § 3 Abs. 2 WEG an Stellplätzen für zu-
lässig hält. Es sei dann das nach § 3 Abs. 2 WEG be-
gründete Annexeigentum aufgrund der Anbindung an 
die Hauptsache weniger verkehrsfähig als das nach § 3 
Abs. 1 WEG begründete Sondereigentum. Nicht ganz 
klar wird, was mit der verminderten Verkehrsfähigkeit 
gemeint ist. Beschränkte sich die Aussage auf die Fest-
stellung, dass ein Stellplatz, der gemeinsam mit einem 
Raum zum Sondereigentum in Verbindung mit einem 
Miteigentumsanteil wird, nicht ohne Weiteres separat 
veräußert werden kann, dürfte sich noch kein Unter-
schied zwischen nach §  3 Abs.  1 und Abs.  2 WEG 
begründetem Sondereigentum ergeben.

Es liegt jedoch näher, die Stelle so zu lesen, dass es um 
die nachträgliche Trennbarkeit von Stellplatz und 
(sonstigem) Sondereigentum geht. Denn einen Stellplatz 
i. S. d. § 3 Abs. 1 S. 2 WEG, der z. B. gemeinsam mit 
einer Wohnung einem Miteigentumsanteil zugeordnet 
ist, kann der Sondereigentümer grds. auch ohne Mit-
wirkung anderer Sondereigentümer abtrennen, indem 
er seine Sondereigentumseinheit unterteilt. 

Es stellt sich folglich die Frage, ob dies im Fall einer 
Verbindung nach §  3 Abs.  2 WEG anders wäre. Da-

bei kann nicht schlicht darauf verwiesen werden, dass 
etwa Gartenfl ächen (unstreitig) dauerhaft nicht vom 
Hauptsacheeigentum getrennt werden können. Denn 
dass Gartenfl ächen nicht zu alleinigem Sondereigen-
tum gemacht werden können, ergibt sich zweifelsfrei 
aus § 3 Abs. 1 und Abs. 2 WEG; dass dieser Zustand, 
der nicht anfänglich begründet werden kann, auch 
nicht durch nachträgliche Unterteilung herstellbar ist, 
bedarf keines Rückgriff s auf ein besonderes Annex-
eigentum. Ein Stellplatz kann gem. §  3 Abs.  1 S.  2 
WEG dagegen gerade auch alleiniges Sondereigen-
tum sein. Die Frage sollte daher so formuliert werden: 
Kann ein Stellplatz – selbst wenn er nach §  3 Abs.  2 
WEG durch Erstreckung zu Sondereigentum gemacht 
wurde – nachträglich durch Unterteilung der Sonder-
eigentumseinheit vom Hauptsacheeigentum abgetrennt 
und als Raum i. S. d. § 3 Abs. 1 S. 2 WEG zu alleinigem 
Sondereigentum einer separaten Teileigentumseinheit 
werden?

Zwar könnte für solche nicht abtrennbare – und damit 
nicht an Dritte veräußerbare – Stellplätze ein prakti-
sches Bedürfnis bestehen. Dem kann allerdings auch 
durch Sondernutzungsrechte weitgehend Rechnung ge-
tragen werden. Gegen einen besonderen Charakter des 
„Annexeigentums“ spricht dagegen, dass das Gesetz den 
Begriff  als solchen schon nicht kennt. § 3 Abs. 2 WEG 
spricht nur von „Sondereigentum“, das sich auch auf 
Freifl ächen erstreckt. Auch wäre diese relevante Infor-
mation nach § 3 Abs. 1 lit. c Wohnungsgrundbuchver-
fügung nicht aus dem Grundbuchblatt ersichtlich. In 
der Tat dürfte auch in der Praxis kaum eine Teilungs-
erklärung eine Aussage dazu enthalten, ob Sondereigen-
tum an Stellplätzen nach § 3 Abs. 1 oder Abs. 2 WEG 
begründet werden soll; hielte man das Annexeigentum 
für wesensverschieden von dem nach § 3 Abs. 1 WEG 
begründeten Sondereigentum, müsste man konsequen-
terweise bei Sondereigentum an Stellplätzen stets eine 
solche Angabe fordern. Schließlich wäre es auch be-
fremdlich, wenn die teilenden Eigentümer mit der Klas-
sifi zierung des Stellplatzes als „Freifl äche“ i.  S.  d. §  3 
Abs.  2 WEG diesem die Raumeigenschaft, die nach 
dem Gesetz (§ 3 Abs. 1 S. 2 WEG) gerade fi ngiert wird, 
nehmen könnten.

Die besseren Gründe sprechen daher dafür, dass kein 
besonderes Annexeigentum besteht, sondern auch 
das nach §  3 Abs.  2 WEG begründete Sondereigen-
tum – selbst wenn man es an Stellplätzen zulassen 
wollte – sich inhaltlich vom Sondereigentum nach 
§  3 Abs.  1 WEG nicht unterscheidet. Die Rechtslage 
ist allerdings in der Literatur umstritten und Recht-
sprechung liegt zu dieser Frage soweit ersichtlich nicht 
vor.



   DNotI-Report   22/2022172

d) Ergebnis für die hier interessierende Frage
Geht man davon aus, dass kein Unterschied zwischen 
Sondereigentum an einem Stellplatz nach §  3 Abs.  1 
und Abs. 2 WEG besteht, dürfte es auf den vorgenann-
ten Streit nicht entscheidend ankommen. In der Tei-
lungserklärung wäre dann jedenfalls zum Ausdruck ge-
kommen, dass Sondereigentum an Wohnräumen sowie 
einem Stellplatz gebildet werden soll. Dieses Ergebnis 
wäre daher vom Grundbuchamt so einzutragen. Die 
in §  3 Abs.  1 und Abs.  2 WEG enthaltenen Voraus-
setzungen wären zwar vom Grundbuchamt zu prüfen 
(und hier auch – unstreitig – eingehalten, da Sonder-
eigentum jedenfalls nach § 3 Abs.  1 WEG begründet 
werden kann), müssten aber nicht erklärt werden. Die 
(überobligatorische) Angabe kann insofern kein Eintra-
gungshindernis begründen.

Selbst wenn man (anders als hier vertreten) von einem 
besonderen „Annexeigentum“ ausgehen würde, das 
nicht vom Hauptsacheeigentum getrennt werden kann, 
spräche dies eher dafür, dass im vorliegenden Fall eine 
Eintragung vorzunehmen wäre. Es wäre dann nicht 
nur – wie oben unter lit.  b) dargelegt – kein Gegen-
argument ersichtlich, warum nicht auch an Stellplät-
zen im Freien Annexeigentum nach § 3 Abs.  2 WEG 
begründet werden sollte, sondern auch ein praktisches 
Bedürfnis, solches ausgestalten zu können: So könnte 
(ohne Rückgriff  auf die aus verschiedenen Gründen 
problematischen Sondernutzungsrechte) sichergestellt 
werden, dass Stellplätze nicht an Dritte verkauft werden 
können, denen kein Raumeigentum auf dem Grund-
stück gehört. Auch in diesem Fall sprechen die besse-
ren Gründe dafür, die beantragte Teilungserklärung 
einzutragen.

2. Möglichkeiten der Gestaltung von Sondereigen-
tum nach § 3 Abs. 1 S. 2 WEG
Unabhängig davon, zu welchem Ergebnis man bei den 
vorstehenden Fragen kommt, ist damit noch nicht ent-
schieden, dass Stellplätze stets als separates Sonderei-
gentum gebucht werden müssen. Möglich ist vielmehr 
auch, dass verschiedene Räume einem Miteigentumsan-
teil als Sondereigentum nach §  3 Abs. 1 WEG zuge-
ordnet werden. Die Räume sind dabei häufi g baulich 
miteinander verbunden (etwa die Räume einer Woh-
nung), zwingend ist dies aber nicht. Insbesondere kön-
nen auch Nebenräume (etwa Kellerräume) gemeinsam 
mit der Wohnung einem Sondereigentum zugeordnet 
werden; dies gilt auch für Stellplätze, deren Raumeigen-
schaft nach §  3 Abs. 1 S. 2 WEG fi ngiert wird (vgl. 
explizit zur Möglichkeit, Wohnräume und Stellplätze in 
einer Sondereigentumseinheit zu verbinden, BeckOGK-
WEG/M.  Müller, §  3 Rn. 76; Zimmer, ZWE 2021, 
436, 438).

 oder Übertragung; Übertragung vor Ablauf des Sperr-
jahf Verein B übertragen werden oder geht der Ge-
schäftsanteil kraft Gesetzes erstehen ist, sagt das Gesetz 
nicht ausdrücklich. Je nach Person des Anfallberechtig-
ten ist zu unterscheiden: 

a) Fiskus als Anfallberechtigter
Fällt das Vereinsvermögen an den Fiskus, so kommt es 
gem. § 46 BGB zu einer Gesamtrechtsnachfolge ent-
sprechend den §§ 1922 Abs. 1, 1936 BGB. Eine Liqui-
dation fi ndet in diesem Fall nicht statt (vgl. § 47 BGB 
und jurisPK-BGB/Otto, 9. Aufl . 2020, §  46 Rn.  5; 
BeckOK-BGB/Schöpfl in, Std.: 1.8.2022, §  46 Rn. 3; 
Baumann/Sikora/Weiß, Hand- und Formularbuch des 
Vereinsrechts, 3. Aufl . 2022, §  13 Rn. 267). „Fiskus“ 
meint im Rahmen der §§  46, 1936 BGB das Bun-
desland des Vereinssitzes („Fiskus des Landes“, wie es 
§  45 Abs. 3 BGB ausdrücklich formuliert), subsidiär 
den Bund (vgl. Baumann/Sikora/Weiß, § 13 Rn. 267; 
Soergel/Hadding, BGB, 13. Aufl . 2000, §  46 Rn.  1; 
Grüneberg/Weidlich, BGB, 81. Aufl . 2022, §  1936 
Rn. 2; zu derzeit nicht existenten landesgesetzlichen 
Vorschriften i.  S.  d. Art.  85 EGBGB vgl. Münch-
KommBGB/Säcker, 8.  Aufl . 2021, Art.  85 EGBGB 
Rn. 1; Reichert/Schörnig, Vereins- und Verbandsrecht, 
14. Aufl . 2018, Kap. 2 Rn. 4260). 

b) Sonstiger Anfallberechtigter
Ist Anfallberechtigter des Vereinsvermögens nicht der 
Fiskus, so bedeutet „Anfall“ keineswegs Gesamt-
rechtsnachfolge; die Anfallberechtigung verschaff t der 
begünstigten Person nicht einmal einen unmittelbaren 
Anspruch: Sie erhält lediglich einen auf die Befriedi-
gung der Gläubiger und den Ablauf des Sperrjahres 
(§  51 BGB) bedingten und befristeten schuldrechtli-
chen Anspruch auf Übertragung des Liquidationserlö-
ses (Soergel/Hadding, §  45 Rn. 10; BeckOGK-BGB/
Könen, Std.: 1.9.2022, §  45 Rn. 24; abw. Münch-
KommBGB/Leuschner, 9. Aufl . 2021, § 45 Rn. 6: nur 
künftiger Anspruch; ebenso Staudinger/Schwennicke, 
BGB, 2019, § 45 Rn. 10). Ein anfallberechtigter Dritter 
(also ein Nichtvereinsmitglied) dürfte bis zur tatsäch-
lichen Übertragung des Liquidationserlöses überhaupt 
keinen durchsetzbaren Anspruch haben, weil die Sat-
zung keine Drittwirkung i. S. d. § 328 BGB entfalten 
kann (RGZ 169, 65, 82 f.; BFH DStR 1996, 500, 501; 
Sauter/Schweyer/Waldner, Der eingetragene Verein, 
21.  Aufl .  2021, Rn.  406; Reichert/Schörnig, Kap.  2 
Rn.  4263). Eine drittbegünstigende Anfallbestim-
mung lässt sich daher bis zur Beendigung der Schluss-
verteilung ohne Zustimmung des Dritten beseitigen 
(Reichert/Schörnig, Kap. 2 Rn. 4263). 


